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leistungen nıcht aut das überbordende Anspruchsdenken der Leistungsempfänger
rückzuführen, sondern vielmehr die Folge der Ausweıitung existentieller Not. Das zeıgt
schon eın Blick 1n den Jüngsten Armutlts- un Reichtumsbericht der Bundesregierung.
Aufgrund dieser Ausweıtung VO Armut un nıcht weıl eine ausgepragte Anspruchs-
mentalıtät vorherrscht 1sSt die als „letztes Auffangnetz gedachte Sozajalhilfe ımmer
mehr eıner Regelversorgung für einen wachsenden 'eıl der Bevölkerung“ gC-
worden. verschweıigt, ass der Regelsatz der Sozialhilte eın soziokulturelles Mını-
INU. darstellt. Stattdessen weıst darauf hın, ass heutige „Sozialhılfeempfänger, ohne
Leistungen erbringen, über einen Lebensstandard [verfügen], der dem Durchschnitt
aller Erwerbstätigen VOT 25 Jahren entspricht“ Er folgert, dass „dıe Inanspruch-
nahme eıines erheblichen Teils gesetzlicher Sozıialleistungen weıt über die legıtime gesell-
schaftliıche Solıdarıtät hinausgeht“ (ebd.) In seinen Ausführungen verg1sst
aber, dass sozıiale Sıcherung eın Menschenrecht 1St. Aufßerdem vertragt sich seın PDau-
schaler Vorwurt der llegitimen Inanspruchnahme VO Solidarıtät 1Ur schwer mıiıt seiıner
These, dass „der Wert eınes Menschen nıcht VO  - seıner Leistung“ abhängt Denn
natürlic. gilt das 4A4UusS christlicher Sıcht nıcht 11UTr für die 1n den Wırtschaftsprozess iınklu-
dierten, sondern gerade für die VO Exklusion bedrohten Menschen.

H.s Rezepte auf die Kriısensymptome bestimmen die öttentliche Debatte schon se1t
langem. Sehr apodıktisch beginnt schon 1n der Eıinleitung Retormen einzutordern
und stımmt der „Einführung VO Elementen eıner prıvaten Altersversicherung“ (2) als

Retormschritte Allerdings wird diese Zustimmung nıcht weıter argumentatıv
ert. uch tordert r das Lohnabstandsgebot einzuhalten, damıt die Soz1ial-
hılfe Attraktıvität verliert. Eın eıl der Vorschläge H.s wurde bereıts 1m Rahmen der
Agenda 2010 der rot-grunen Bundesregierung umggeSseTZL. Die Verzahnung VO Arbeıits-
losengeld, Arbeitslosenhilte un! Sozialhilte (vgl 91) wurde durch eiıne damals noch 1N-
ormelle Grofße Koalıtion bereıits 1m Rahmen des Hartz-IV-Gesetzespakets durchge-

Im Rahmen seınes „integralen Politikansatzes“ skizziert dann
weıtere cht konkrete Autgabentelder und die damıt verbundenen ersten LOösungs-
schritte. uch hıer sınd 1UTr wenıge 1NEUC Vorschläge inden Für 1st eine ZEWISSE
Ungleichheit hinzunehmen, weshalb eine „Diıskussion über die Höhe des gesell-
schaftlich vewollten un! volkswirtschafttlich vertretbaren Soztzalleistungsniveaus“
anzetteln will Er ftordert eine kürzere Bezugsdauer des Arbeıtslosengeldes die
Aufweichung des Kündıgungsschutzes

Der Profilierung der eigenen These hätte guL g  .N, W CI111 einıge Ausführungen
MASS1IV gestrafift hätte, siıch ın vielen tür den Leser ermüdenden detaıillierten Eın-

BOHMEYERzelanalysen verlieren.

RÜCKKEHR DER FOLTER: DER RECHTSSTAAT Z WIELICHT? Herausgegeben VO  b Ger-
hard Beestermöller und Hauke Brunkhorst (Beck’sche Reihe; München:
eck 2006 195 S, ISBN 3-406-541 E  N
In ıhrer Einleitung „Folter Sicherheit ZU Preıs der Freiheit?“ (7-10 konstatıeren

die Herausgeber die unterschiedlichen Reaktionen der Oftentlichkeit auf die Bilder aus
dem irakıschen Gefängnis Abu Ghraib, die Empörung un! Entsetzen auslösten, und auf
den Entführungstfall VO Jakob VO Metzler 1im September 2002 Damals hatte der
Frankfurter Vize-Polizeipräsident Daschner dem Entführer körperliche Gewaltanwen-
dung tfür den Fall angedroht, dass weiterhin das Versteck des Jungen Entführten VOCI-
heimliche. Das Motiıv War eindeutig: Das Leben des Jungen sollte gerettet werden. Späa-
ter stellte sıch heraus, dass der Junge bereıits LOL WATr. Nıcht 1Ur 1n der Boulevardpresse,
sondern aus Politik, reisen der Rechtswissenschaftt WwI1e Rechtspflege bekundete INan
nıcht Nur Verständnis für die Vorgehensweise des Vize-Polizeipräsidenten, sondern
auch ausdrückliche Zustimmung. Aus dieser Reaktıon ergibt sıch für die Herausgeber:
S scheint, dass WIr Anfang einer breiten Debatte arüber stehen, ob der Rechts-

als etztes Miıttel der Lebenserhaltung seiner Bürger der se1ınes eigenen Bestandes
ZU: Miıttel der Folter greifen darf, wWenNnn dıes und Nur möglıch 1st (7) Doch —

nıger Einzelschicksale dürften die künftige Debatte bestimmen, als vielmehr mögliche
terroristische Bedrohungen mıt kaum abschätzbaren verheerenden Folgen. tandard-
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1ST die versteckte Atombombe („ticking b b« 5zenarı10) deren Ort 1Ur
durch Folter Erfahrung gebracht werden kann ID Herausgeber charakterisieren
iıhrem Orwort die dreizehn Eınzelbeiträge des Bandes, VO: denen Folgenden 1Ur auf
CIN1ISC austührlicher CII}  SC werden oll

Mathias Hong 111 sıch ı SC1INECIN Beıtrag A )as grundgesetzlıche Folterverbot
und der Menschenwürdegehalt der Grundrechte CN verfassungsjuristische Betrach-
t(ung 4—-35) Wesentlichen auf positivrechtliche Argumente beschränken. Seine
„Hauptthese lautet, „dass die VO den Befürwortern der Folter geltend gemachten,
Zu eıl zußerst gewichtigen Juristischen Argumente 1LL1UT CS begrenzten Be-
reich der juristischen Auseinandersetzung 1115 Spiel kommen und uch dort letztlich
nıcht stechen (25) Denn bereıts Verbund MIi1tL den rechtlichen Regelungen des Fol-
terverbots 1ST die Frage worden, ob denn C111 Staat ZARE Verhinderung verheeren-
der Folgen oltern dürfe Das Folterverbot 1ST die Antwort darauf Wer anders denkt un:
Anderes ll I11US5$5 das Recht ındern Damıt widerspricht ausdrücklıch der Posıtion
Wıinfried Bruggers, nach der keıne Verfassungsänderung notwendıg 1ST Folter für
bestimmte Fälle erlauben In Ausnahmetällen der Staat die Menschenwürde
der Täter verletzen, die der Opfter schützen. Auf der Ebene der Verfassung
kommt dıe Menschenwürde ı1115 Spiel. ber uch e1NEC Zweidrittelmehrheit VO Bundes-
Lag und Bundesrat könnte keıne Änderung herbeiführen, enn nach Art. Absatz

dürten die ı Art. nıedergelegten Grundsätze nıcht berührt werden. Dazu pCc-
hört VOTLT allem der Grundsatz der Menschenwürde MIL der Pflicht ihrer Achtung, Iso
ıhr Schutz “D“OTr dem Staat, un:! ıhrem Schutz, Iso dem Schutz durch den Staat (vgl A
3) In S$SC1INECNMN rechtsethischen Überlegungen ordnet die Dıiımension der Achtung e1-
LLCI1 deontologischen Argumentationsty Z, den Schutzaspekt teleologischen.h;Zumuindest ı Ontext theologischer Et ık gilt uch für teleologischen Begrün-
dungstyp, 4sSs der sıttlıche Wert der Menschenwürde prinzıpiell den Vorrang VOT allen
anderen Werten bzw Gutern verdient

Gründe die Folter uch die 50$ Rettungsfolter werden aus Uur1Sl1-
scher un:! rechtsphilosophischer Sıcht VO  e Klaus Günther ( „Dart der Staat foltern,

Menschenleben retten?“” (101 108) vorgetragen Die Antı Folterkonvention der
Vereinten Natıonen und die Europäische Menschenrechtskonvention richten sıch C111-

deutig die staatlıch 1iNıTt1erte der herbeigeführte Erzwıngung VO Aussagen und
Geständnissen durch Zufügung körperlicher der seelischer Schmerzen Ob Fol-
er als Mittel ZUT Aufklärung VETSHANSCHCI Straftaten CINSESETZL wird oder Zu Präven-
L10N künitiger, spielt keıine Rolle Nach deutscher Rechtsordnung könnte ELWa Falle
Metzler gesetzlicher Notstand 111 Feld geführt werden Das bedrohte Leben VO Jakob
VO:  e Metzler schwerer als die Freiheıit der Aussage 11C5 MItLu Gründen Ver-
dächtigen Folgende Gründe sprechen diese Auffassung Der Staat kann sıch
solchen Fällen nıcht auf Notstand berufen, Grundrechte der Bürger ‚u-

greifen. Im Unterschied ZU Verhältnis der Burger untereinander I1USS sıch der Staat
be1 solchen Eingriffen iußerst strikten Regeln unterwerten. „Würde unvorhersehbar
un:! willkürlich handeln dürfen, WAare das Leben für die Bürger nıcht mehr berechen-
bar Was der Staat darf, Geftfahren VO den Bürgern abzuwenden, un! W as
nıcht dart 1ST relatıv detailliert Polizeirecht niedergelegt Im Falle stellvertretender
Notwehr Nothilte geNANNL kann die Polize1 EOSSCT erschießen finaler Ret-f;tungsschuss) hält die rechtliche Erlaubnis dazu tür ragwürdıg (vg] 104) Auf den
ersten Blick scheıint C111 rechtlıcher Wertungswiders ruch zwischen der Erlaubnis ZU
tödlichen Rettungsschuss und dem Folterverbot estehen Es o1bt ber be1 aller Ab-
WäagUunNng der Rechtsgüter Mittel die deren Schutz VO vornhereıin ausgeschlossen
sınd So dart Lwa Zu Zwecke der Rettung Unfallopfers nıemand CZWUNSCH
werden, Blut spenden Folter fällt dıese Kategorıe absoluter Verbote, weıl ihre
Anwendung durch keinen Zweck gerechtfertigt werden kann Die Tür ZU „rechtferti-
genden Notstand“ bleibt Iso verschlossen Angesichts des Falles Metzler erscheint die-
SCS Ergebnis IL plausıbel insotern sıch weder polıtische Moaotiıve wa ZUr

Machtsicherung noch uml die Aktion totalıtären Regımes handelt antwortiet auf
diesen FEinwand M1 dem 1nweıls auf die Menschenrechte, die hne Ansehen der Per-
SO gelten Dıie Menschenwürde 1ST uch eım Verbrecher achten Wer MI1L Gewalt
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gehindert wiırd, Cun, bleibt innerlic frel, wWer mıiıt Gewalt dazu gebracht wird,
eLWAaSs Cun, verliert seiıne Freiheıit mit einem Schlage ganz und vollständıg, und damıt
seıne Würde“ Weil ber die Würde des Menschen „unıversaler Kern  “ 08) der
Menschenrechte 1st, WeTI s1e angreıft sehr 1e] ufts Spiel. S1e gilt deshalb
bedingt achten, uch WEeNn Tragödıen adurch nıcht verhindert werden können.

IDITG Antı-Folter-Konvention der Vereinten Natıonen AUusSs dem Jahre 1954 deklarıert
das Folterverbot als absolutes Verbot. Heiner Bielefeldt 1ın seinem Beıtrag
„Die Absolutheit des Folterverbots. UÜber die Unabwägbarkeıt der Menschenwürde“
s e1ım Folterverbot nıcht 1Ur UuUrc. die sondern auch durch regionale
Menschenrechtsabkommen WwWI1e der Europäischen Menschenrechtskonvention VO  - 1950
e1n. Gegen Versuche, die Legıitimität staatlichen Handelns 1n Notstandsfällen uch für
Folter begründen, wendet e1n, ass 4aUus Grenztällen leicht Präzedenztälle WeI-

den, wodurch eıne „Zone des Sonderrechts“ geschaffen wird, deren renzen sıch
aum präzıse bestimmen lassen. Dem Dammbruchargument kommt allerdings 1n die-
SCI1I] ontext lediglich eıne pragmatısche Bedeutung Z während das entscheidende
Argument die Achtung VOT der Menschenwürde 1efert, die als Grundlage VO Moral
und Recht keine Ausnahmen zulässt. FEınen Menschen oltern bedeutet, seiınen Wil-
len brechen, seine Subjektqualität neglıeren un: ıh damıt restlos verdinglichen.
Geschieht Derartiges durch den Staat miı1t Hılte der Institutionen der Rechtspflege,
kommt dies eıner Preisgabe des Anspruchs der Menschenwürde gleich. Fuür den Rechts-

z1bt daher keine sinnvolle Alternative einem absoluten Folterverbot.
Das Folterverbot lässt sıch schlüssig nıcht 4aUus der Eigengesetzlichkeit der Demokratie

begründen, wI1e 1es Hauke Bunkhorst 1n seiınem Beıtrag „Folter, Würde un! repressiver
Liberalismus“ 88-—100) versucht, sondern 11UX aus der Würde des Menschen. Di1ese
These begründet Gerhard Beestermöller ın seiınem Artıikel „Folter Daumen-
schrauben der Würde des Menschen. Zur Ausnahmslosigkeıt eines absoluten Ver-
Ots  < 15—129). Zunächst wendet sıch die Posıtion, der Staat dürfe ke1-
LICIN Umständen oltern, weıl damıt die Bedingung demokratischer un:! indıyıdueller
Selbstbestimmung zerstore. och 1n Diılemma-Situationen könne der (Gew1issens-
entscheidung Einzelner anheimgestellt werden, ZEWISSE Foltermethoden praktızie-
ren, das Leben vieler unschuldıger Menschen der uch einzelner reiten. Aller-
dings mMUuSsse, WT handle, bereit se1n, die Folgen für diese Rechtsverletzung
übernehmen. Dass dıie Spielregeln der Demokratie Folter kategorisch ausschließen, be-
gründet och keıin absolutes Folterverbot. uch die Argumentatıon Werner
Wolberts, nach der eın direkter Verstoifß die Menschenwürde 1Ur dann vorlıegt,
WEEeNN „dıe Moralıtät des Menschen direkt tangıert 1St (zıt. 120), nıcht aber
schon durch die Zufügung VO Schmerzen und Qualen der auch Zwang, oreift nach
ebentalls kurz, selbst wenn Wolbert aufgrund teleologischer UÜberlegungen Be-
zugnahme auf das Prinzıp der Menschenwürde eın ausnahmsloses Folterverbot begrün-
den moöchte. Demgegenüber I1U55 gezeıgt werden, Aass Folter einen direkten Ver-
sto{fß die Menschenwürde darstellt, also klassısch gesprochen ZUr Klasse der 1n sıch
schlechten Handlungen gehört. oreift Zur Begründung auf eın Argument VO Jörg
Splett zurück, nach dem Folter als Aufhebung der Willenstreiheit verstehen 1St, die
durch physische und psychische Miıttel bewirkt wird Folter zerstort die Leib-Geist-
Einheit des Menschen, weıl der Leıib nıcht mehr Ausdruck (Symbol) des eılıstes seıiın
kann, sondern einem 5Symptom degradiert wiırd Das ber ertüllt den Tatbestand eıner
Totalinstrumentalisierung des Menschen. Der Mensch wırd als moralısche Person mM1SS-
achtet un: damıt uch der Geltungsgrund seıiner Würde Zur Untermauerung des Ar-
ZuUumeNTS bezieht sıch auf Friedo Rıckens Auslegung der Selbstzwecktormel des kate-
gorischen Imperatıvs beı Kant die Art und Weıse, W1e€ eın Mensch behandelt wiırd,
ıhm gegenüber mu{ begründet werden können, ist ein Recht, das jedem Menschen kraft
seiıner Vernunttnatur zukommt:; dieses ormale Recht 1sSt die Grundlage aller iınhaltlıchen
Rechte“ (Z1t. ebi -2Z5) Folter bedeutet also, den Menschen der Einheit Vo Wıs-
sentlichkeit und Willentlichkeit seınes Handelns berauben un! ıh damıiıt uch aus
dem Kreıs derer auszusondern, die eiınen Anspruch darauf haben, 4Ss die Behandlung,
die S1e erfahren, ıhnen gegenüber begründet werden kann Weil Folter ber den Men-
schen Zwingt, bewusst handeln, hne ber für se1ın Handeln Verantwortung überneh-
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INeE'  - können, gibt keinen vernünftigen Grund, ass jemand seıner eigenen moralı-
schen Selbstenteignung zustiımmen könnte. In einem etzten Schritt unternımmt den
Versuch, das ausnahmslose Folterverbot 1mM Sınne eines direkten Verstofes die
Menschenwürde teleologisch begründen. Folter hebt die Einheit VO Freiwilligkeit
und Bewusstheıit aut un! damıt uch die Verantwortung tür seıne bewusst vollzogenen
Handlungen. bezeichnet das als „Willensverkrüpplung“ Der Geftolterte „wird
damıt 1ın einen Wıderspruch getrieben zwiıischen dem, W as iun ‚soll‘ und immer schon
wesensmäfßıg CUL, und dem, W OI UIN ftaktisch gebracht wird“ Damıt wiırd die
Einheit VO Wıssen un! Wıllen, die den sıttlıchen Wert ausmacht, zerstort, un! damıt
die Würde des Menschen unmıiıttelbar verletzt. Folter 1sSt Iso als eın unmıttelbarer
Angriff auf die Würde des Menschen begreifen.

Dass allerdings Juristen W1€e Rechtsphilosophen die Achtung der Menschen-
würde nıcht Abwägungsprozesse resistent erscheıint, zeıgt der Beıtrag VO Felix
Hanschmann Ha.) „Kalkulatıon des Unverfügbaren. Das Folterverbot 1n der Neu-
Kommentierung VO Art. Abs 1mM Maunz-Dürıig“ jaGrundsätzlich be-
grüßßt Ha den Versuch des Verfassungsrechtlers Matthıias Herdegen, das Prinz der
Menschenwürde VO: allen metaphysıschen un relig1ösen „Restbeständen“ be relenfr
(vgl 135 damıt 1n einem weltanschaulich neutralen Staat un! pluralıstisch vertasster
Demokratie konsensfähig bleiben kann. Dennoch wiırd uch der Verfassungsrechtler die
Frage beantworten mussen, worın denn der Geltungsgrund der Menschenwürde be-
steht. Sıch einfach autf dıe Posıtion des rechtsethischen Posıtıiyvismus zurückzuzıehen,
wiırd dem ersten Artıkel der Verfassung sıcher nıcht gerecht und wiırd das Folterverbot
auf Dauer nıcht begründen können. Ha tührt ‚WAar einıge Gründe für das Verbot der
Folter Al ob Folter tatsächlich der Wahrheitsfindung dient, ob sS1e ZUTr Getahrenab-
wehr u  9 die Befhindlichkeit der Folterer eitcG Doch diese Hınweıise eher pragmatischer
Art sıchern das Folterverbot autf Dauer nıcht.

Auf Versuche, das Folterverbot unterlaufen, seıne Reichweite begrenzen un!
für besondere „Fälle“ aus:  IM macht Norbert Brieskorn Br.) ıIn seinem Beıtrag
„Folter“ (45—54) autmerksam. A „Unterlaufen“ wırd das Verbot u. durch die Strate-
o1€, bestimmte Methoden physischer un!| psychischer Einwirkung nıcht als Folter, SOM-
dern als legıtıme Verhörtechnik deklarieren. ® IDIE Reichweite des Folterverbots
wırd begrenzt, indem Ianl bestimmte Orte w1e Guantänamo Bay, Aftfghanıstan der
den Yemen Zu Sondertall erklärt, der behau tEeL, unmıttelbar nach der Verhaftunggelte noch das Notwehrrecht, das bestimmte Fo termethoden zulasse. Hıerzu Br. ]Da
nıcht einmal der Mensch sıch VO  - den Menschenrechten trennen vermag, können erst
recht nıcht CME eıt der die Art der Staatsmacht S1e ıhm nehmen“ (48) (3) Nach dem
Motto, dass NCUEC Herausforderungen LEUC Gegenmuttel verlangen der internatiıonale
Terrorısmus ıne Herausforderung diıeser Art darstellt werden Foltermethoden
miıindest für diesen „Sonderrfall“ legıtimıert. Nur dann, wenn INnan 1n Art. der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte VO 1948 „Aussagen über das Selbstverständnis der
Menschen, der Völker, Ja, WIr können9 der Menschheit entdeckt“ 51 wırd INnan
dem absoluten Folterverbot gerecht.

Das uch bietet durch die Vielzahl der Beıiträge nıcht 1ur einen u  n Überblick ber
die Diskussionslage, sondern da die Länge der Artikel 1n der Regel knapp gehalten 1st
uch eine spannende, abwechslungsreiche Lektüre. Dass die Beıträge mehrheitlich gyuteGründe die Folter lıefern, INa vielleicht nıcht repräsentatıv für die Diskussions-
lage se1n, bestärkt gleichwohl jene, die sıch mi1tuGründen für eın absolutes Folter-
ver'! b0t engagıeren. SCHUSTER

DaAs KREUZ DER KIRCHE MIT DER DEMOKRATIE. Zum Verhältnis VO  - katholischer Kır-
che und Rechtsstaat. Herausgegeben VO Adrıan Loretan-Saladın und Tonı Bernet-
Strahm. Zürich Theologischer Verlag 2006 S, INa 3-290-20028-0, N-1
978-3-290-20028-72
Mıt der Demokratie hat sıch die katholische Kırche bıs in die Jüngste eıt hınein

schwergetan. Eınen Umschwung brachte TSLT Pıus CLE mıt seiıner Weihnachtsbotschaft
VO 1944 (ın AAS 37/ 945 ]5Freıilich War 1es zunächst 1Ur eine allgemeıine An-
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